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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das y!, Jf()4� u,l--o/L,'vt t1 

Sparkassengesetz geändert werden 5011; 
Stellungnahme 

Zu Zahl 28 0300/5-V/5 /86 vom 12. Februar 1j86 

Zum übersandten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Sparkassengesetz geändert wird, wird folgende Stel­

lungnahme abgegeben: 

Da die Begutachtung des nunmehr im Entwurf vorliegenden 

Gesetzes nicht als Ergänzung der inoffiziellen Vorbegut­

achtung (s. die Stellungnahme vom 4. Februar 19 86, Zl. 

Präs.Abt. II - 5 66 /13) gesehen wird, sind im folgenden 

Wiederholungen zu der seinerzeit abgegebenen Stellungnahme 

nicht ausgeschlossen. 

1. Zu Art. I Z. 1 (§ 1): 

a) Die Novellen zum Kreditwesengesetz (KWG), BGBl.Nr. 

6 3/1979, und zum Sparkassengesetz (SpG) , BGBL Nr. 

64/1979, sollten im Parlament gemeinsam behandelt 
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werden und gleichzeitig in Kraft treten. Wenn die im 

Entwurf vorliegende Novelle zum Kreditwesengesetz zum 

Gesetz erhoben und das Sparkassengesetz nicht ange­

paßt wird, erleiden die Sparkassen Wettbewerbsnach­

teile, weil ihnen als einziger Gruppe von Kreditunter­

nehmungen die Außenfinanzierung versagt bliebe. 

Die Sparkassen brauchen für sich und den Markt eine 

attraktive Form der Kapitalaufbringung. Das Partizipa­

tionskapital muß daher dem Aktienkapital in gesell­

schaftsrechtlicher und steuerrechtlicher Hinsicht 

gleichgestellt sein. Dies müßte zumindest in den Er­

läuterungen klargestellt werden. 

Neben dem Partizipationsschein, der eine Beteiligung 

an der Substanz und am Ergebnis vermittelt, sollte 

es - so wie in früheren Entwürfen einer Novelle zum 

KWG vorgesehen - auch einen Partizipationsschein geben, 

dessen Inhaber nur am Ergebnis beteiligt ist. Im Hin­

blick auf bestehende steuerrechtliche Regelungen würden 

Ausschüttungen auf dieses Partizipationskapital Be­

triebsausgaben, das Kapital selbst Betriebsschuld sein. 

Es würde sich daher jede sondergesetzliche Regelung 

erübrigen. Das gleiche gilt im übrigen auch für das 

Ergänzungskapital. 

b) Um die Strukturen des Sparkassensektors aufrechtzuer­

halten, ist vorzusehen, daß die einbringende Sparkasse 

mit zumindest 5 1  v.H. dauernd an der Aktiengesellschaft 

beteiligt ist, wobei die Übertragung von Aktien in 

der Form vinkulierter Namensaktien rechtswirksam sein 
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sollte. Mitglieder eines Sparkassenvereins sollten 

ihren Aktienbesitz in treuhändige Verwahrung zu geben 

haben, wenn sie in den Aufsichtsrat der Aktiengesell­

schaft gewählt werden. 

Im übrigen müßten die rein vermögensverwaltenden Spar­

kassenholdings zum Großteil vom Geltungsbereich der 

Bestimmungen des Sparkassengesetzes ausgenommen werden. 

Der letzte Satz des § 1 Abs. 1 sollte daher in Anleh­

nung an den § 8a Abs. 10 des Entwurfes einer Novelle 

zum KWG etwa lauten: 

"Für Sparkassen, die ihr gesamtes Unternehmen gemäß 

§ 8a KWG in eine Sparkassen-Aktiengesellschaft einge­

bracht haben, gelten nur jene gesellschafts- bzw. orga­

nisationsrechtlichen Bestimmungen des Sparkassenge­

setzes, deren Anwendung keine Bankkonzession voraus­

setzt." 

c) Es ist unbefriedigend, daß die im Entwurf vorliegenden 

Gesetze für eine Änderung des Kreditwesengesetzes und 

des Sparkassengesetzes für den Fall der Einbringung 

einer Sparkasse in eine Aktiengesellschaft nur auf 

die organisationsrechtlichen Vorschriften der Sparkasse 

verweisen. Sie sehen keine Übergangsbestimmungen vor, 

die das Verhältnis der Organe der Sparkasse zu jenen 

der Aktiengesellschaft klarstellen. Für den bei der 

Sparkasse bestellten Staatskommissär sind hingegen 

entsprechende Regelungen (§ 29 Abs. 1) vorhanden. 
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Nach der im Entwurf vorliegenden Novelle zum KWG (§ 8a 

Abs. 10) ist die Satzung der Aktiengesellschaft in 

Anlehnung an die Satzung der Einbringenden zu gestalten, 

das ist bei Sparkassen § 13 des Sparkassengesetzes. 

Bei einer Sparkassen-Aktiengesellschaft sollten die 

Bestimmungen über den Vorstand oder über die Geltend­

machung der Haftung aus dem Sparkassengesetz Anwendung 

finden. 

§ 1 Abs. 3 sollte daher sinngemäß lauten: 

"Für Sparkassen-Aktiengesellschaften gemäß § 8a KWG 

gelten die §§ 13, 16 Abs. 1 und Abs. 2 erster Satz, 

20, 21, 22 Abs. 2 und 4, 23, 24, 28 und 29 sinngemäß. " 

2. Sollte § 8a Abs. 11 der Novelle zum KWG Gesetz werden, 

so wäre, um den Weiterbestand der Gewährträgerhaftung 

auch im Sparkassengesetz zum Ausdruck zu bringen, § 2 

Abs. 1 zu ergänzen, etwa mit folgendem Wortlaut: 

"Dies gilt auch für den Fall, daß eine Gemeindespar­

kasse ihr Vermögen gemäß § 8a KWG in eine Sparkassen­

Aktiengesellschaft eingebracht hat. " 

3. Zu Art. I Z. 19 (§ 18 Abs. 2 und 4): 

Die Mitgliedschaft (Abs. 2) sollte auch durch Abberu­

fung aus wichtigen Gründen erlöschen können. 
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Nach Abs. 4 zweiter Satz kann schon bei einer Pro­

Stimme - bei sonstigen Stimmenthaltungen - ein positi­

ver Beschluß zustandekommen. Für einen gültigen Be­

schluß sollte eine Zustimmung mit absoluter Mehrheit 

erforderlich sein. 

4. Im § 24 Abs. 1 zweiter Satz müßte klargestellt werden, 

daß auch Sparkassen-Aktiengesellschaften vom Prüfungs­

verband der Sparkassen zu prüfen sind. In den Erläu­

terungen wäre dar�uf hinzuweisen, daß § 137 Abs. 1 

des Aktiengesetzes 19 6 5  bei Sparkassen-Aktiengesell­

schaften keine Anwendung findet, weil die Prüfungen 

von der Prüfungsstelle des Sparkassen-Prüfung�erbandes 

durchgeführt werden. 

Im Hinblick auf das im § 31 des Entwurfes einer Novelle 

zum KWG vorgesehene Erfordernis eines sektoralen Ein­

lagensicherungssystems ist auch die Einrichtung eines 

sektoralen Frühwarnsystems notwendig, an dem der Prü­

fungsverband mitwirken sollte. Dem § 24 sollte ein 

dritter Satz angefügt werden, der sinngemäß lauten 

könnte: 

"Neben der Durchführung der ihr übertragenen Prüfungen 

kann die Prüfungsstelle in Verbindung mit dem im Rahmen 

des Fachverbandes der Sparkassen zu schaffenden Ein­

lagensicherungssystem zur Mitwirkung an einem eben­

falls vom Fachverband eingerichteten Frühwarnsystem 

herangezogen werden. Die Grundsätze des Frühwarn-
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systems sind dem Bundesministerium für Finanzen anzu­

zeigen." 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter 

einem dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r e i n  

Landesamtsdirektor 
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A�sch=ift:lich 

A� alle Äm�er der Landesreqierungen 

gesondert: an die Verbi�dungsstel le der Bu�desländer 
beim Am� der Niederöst:err. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzl eram�-Ver:assungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Na�ionalrates, Wien, 2S Ausfertigungen � , 
an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur ge:l. Kennt:nisnahme. 

Dr. G s t r e � n 

Landesamtsdirektor 

F.� 
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